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Mitte Januar 2014 stimmte die italienische Regierung dem Ein-
satz des Militärs in der Region von Neapel zu, um dort gegen 
Umweltkriminalität und gegen organisiertes Verbrechen vorzu-
gehen. Aus dem italienischen Verteidigungsministerium erklärte 
Gioacchino Alfano, dass das Militär eingesetzt werden soll, „um 
so effektiv wie möglich gegen das Phänomen der Ökomafia in 
der Region zwischen Neapel und Caserta vorgehen zu können“.1 
Das Parlament muss noch seine Zustimmung geben, damit die 
Mission starten kann, die bestenfalls weitgehend sinnlos sein wird 
und im schlimmsten Fall sogar der Unterdrückung von Protesten 
dienen soll.

Land der Feuer

Die Camorra und der Klan der Casalesen vergraben in illegal 
ausgehobenen Höhlen Müll oder sie verbrennen ihn en masse in 
einer Region, die eben durch diese großflächige offene Müllver-
brennung den tragischen Namen „Land der Feuer“ erhalten hat. 
Dadurch entsteht ein gesundheitsschädlicher Dioxinausstoß und 
die giftigen Stoffe sickern direkt in den Boden, auf dem Obst 
und Gemüse angebaut wird, welches deshalb von Schwermetal-
len und Arsen belastet ist.2 Über die letzten dreißig Jahre hinweg 
sollen dort mehr als zehn Millionen Tonnen Industrie- und Gift-
müll entsorgt worden sein.3 Die neapolitanische Camorra und 
der Klan der Casalesen verdienen auf Kosten der Gesundheit der 
lokalen Bevölkerung Unsummen durch das Müllgeschäft.

Die italienische Regierung sieht die Lösung des Problems in 
einer Militarisierung des Gebietes. Der jetzige Einsatz sieht vor, 
mit 400-800 Soldat_Innen die Gegend zu überwachen. Nach 
Angaben der italienischen Tageszeitung „La Repubblica“ werden 
dazu unter anderem Labore zur Messung der Bodenverschmut-
zung, Nachtsichttechnik und Drohnen eingesetzt.4

Erst im November kam es auf Grund dieser schwierigen Situation 
zu den größten Protesten, die Neapel in den letzten zehn Jahren 
gesehen hat. Demonstriert wurde für einen sofortigen Stopp des 
„Biozids“. Die Bewegung „Fiume in Piena“(„strömender Fluss“ 
oder „Flut“), die den Protest organisiert hat, erstellte eine Liste 
mit zehn Forderungen, welchen von großen Teilen des Protest-
zuges zugestimmt wurde. Diese Liste beinhaltete die explizite 
Forderung nach einem Stopp der Militarisierung des Territori-
ums. Nach dem Bekanntwerden von Plänen der Regierung, das 
Problem doch wieder durch das Militär lösen zu wollen, wurde 
erneut demonstriert. Anfang Dezember fand daher ein Protest 
mit dem Titel „Nein zur Militarisierung des Territoriums“ statt, 
der gezielt die eingeschlagene Richtung der Regierung kontra-
stierte.

Einsätze mit „Tradition“

„Fiume in Piena“ begründet ihren Standpunkt mit der Erfah-
rung, die sie über die letzten Jahrzehnte mit der Involvierung des 
italienischen Militärs in ihrer Region gemacht hat. Es ist nicht 
das erste Mal, dass das Militär in diesem Kontext verwendet wird. 
Bereits seit 2008 wurde das Militär mehrmals von Berlusconi ein-

gesetzt, um Neapel zu „entmüllen“, wenn der Abfall die Straßen 
verstopfte. Es handelt sich jedoch um medienwirksame Aktionen, 
die eine kosmetische Wirkung haben und die Ursachen des Pro-
blems nicht antasten.

In den Neunzigern wurde über einen Zeitraum von ca. vier 
Jahren die „Operation Partenope“ durchgeführt, in der 500 
Soldat_Innen gegen die Camorrra in der Metropolregion Neapels 
vorgehen sollten.5 Die kostspielige Operation zeigte jedoch keine 
bemerkenswerte Wirkung. Seit 2008 besteht die „Operation 
Sichere Straßen“, in der das Militär in verschiedenen Großstäd-
ten an sensiblen Orten und vor Auffang- und Abschiebelagern 
von Migrant_Innen aktiv ist.6 In Neapel sind sie an mehreren 
großen Plätzen präsent, wo sie in einer Dreier- oder Fünfergruppe 
mit ihren gepanzerten Militärfahrzeugen stehen. Der Sinn ihrer 
Anwesenheit ist für viele Anwohner_Innen unklar. Die Einen 
witzeln, ihr Einsatz an den Plätzen diene dazu, die von Auslands-
missionen zurückgekehrten Soldat_Innen vor Langeweile und 
Gehaltsverlusten zu bewahren. Andere scherzen, die italienischen 
Gebirgsjäger mit ihren alpinen Hüten stünden an dem großen 
Piazza del Plebiscito, um mit ihrem Anblick zur Belustigung bei-
zutragen. An der Anzahl der Überfälle, Diebstähle und an den 
florierenden Camorra-Geschäften ändern sie jedenfalls nichts.

Militärische Zonen gegen Demonstrant_Innen

Der Sinn ihres Einsatzes in der Stadt und auch in der geplanten 
Mission gegen die Umweltmafias in der Region ist fragwürdig, 
da die eingeschränkten legalen Kompetenzen den Handlungs-
spielraum der Soldat_Innen klein halten. Es ist schwierig im 
Kampf gegen die Müllmafia eingesetzt zu sein, ohne die Befug-
nis zu haben, die Personalien zu kontrollieren, Beweismittel zu 
beschlagnahmen, oder gar jemanden festzunehmen, da dies in 
das Aufgabengebiet der Polizei fällt.

Das Militär ist jedoch befugt, Zonen komplett abzusperren 
und ein Schild anzubringen, das besagt: „Zone von nationalem 
strategischem Interesse. Betreten verboten. Bewaffnete Überwa-
chung“. Dies geschah zum Beispiel mit der umstrittenen Müll-
verbrennungsanlage von Acerra, die im Rahmen von Berlusconis 
Müllentsorgungspolitik in der Nähe von Wohngebieten errich-
tet wurde. Das Gebiet um die Verbrennungsanlage wurde nicht 
abgeriegelt, um vor den Machenschaften der Mafias zu schützen, 
sondern um tausende Demonstrant_Innen auszusperren, die sich 
gegen diese umweltfeindliche Müllpolitik zu wehren versuchten.7

 Die gleichen Schilder wurden auch von der Armee im Norden 
Italiens benutzt, wo seit 20 Jahren im Susatal starker Widerstand 
gegen die Errichtung des Schnellzuges „TAV“ geleistet wird. Das 
Militär erklärte dort eine Baustelle, gegen die sich Proteste richte-
ten, zu einer solchen Zone von nationalem strategischem Interesse. 
Der soziale Protest soll durch diese Zonen ausgebremst werden, da 
das Betreten des Gebietes eine dreimonatige Gefängnisstrafe oder 
eine Geldstrafe von bis zu 300€ nach sich ziehen kann.8

Es ist fragwürdig, ob der geplante Militäreinsatz tatsächlich zu 
einer Verbesserung der Lage der Menschen vor Ort oder wieder 
zu einer Eingrenzung von sozialem Protest führen wird. In jedem 
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en Fall scheint es sich bei dem vorgesehenen Einsatz um eine medi-

enwirksame Aktion zu handeln, die einerseits den Ruf der Armee 
verbessern soll und zum anderen dem Militär erlauben wird, 
unter „humanitärem“ Deckmantel die Verwendung von Droh-
nen im Inland weiter auszutesten.

Alternativen zur Militarisierung

An den sich teils widersprechenden Vorschlägen und Ideen ist 
erkennbar, dass sich Gruppen aller politischen Couleur an den 
Protesten beteiligen. Von progressiven Teilen des Protests wird 
anstelle einer Militarisierung mehr Transparenz und eine Demo-
kratisierung der Müllpolitik gefordert. Sie wollen, dass alle betei-
ligten Akteure auf kommunaler Ebene in die Entscheidungen zur 
Müllentsorgung und zur Reinigung der bereits verseuchten Erde 
eingebunden werden, um der Korruption entgegenzutreten und 
um eine sinnvolle Verwendung der Gelder der Regierung und 
der EU sicherzustellen. Eine weitere Forderung ist es, die Mül-
lentsorgungspolitik radikal zu ändern und anstelle der von der 
Regierung verteidigten Mülldeponien und –verbrennungsanla-
gen umweltfreundliche und ökologisch nachhaltige Methoden zu 
nutzen. Abgesehen davon wollen sie sich nicht nur auf das Aus-
machen von Verantwortlichen an der ökologischen Katastrophe 

vor Ort beschränken, sondern dem Problem auf einer komplexe-
ren Ebene entgegentreten, indem auch diejenigen, die ihren Müll 
an die Mafias verkaufen, miteinbezogen werden.9         
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Ende November 2013 stellte die rot-
grüne Landesregierung in NRW ihren 
Entwurf eines Hochschulzukunftsgesetzes 
vor, der fast so etwas wie eine appellative 
Zivilklausel enthält. In Paragraf 3, Absatz 
6 heißt es: „Die Hochschulen entwik-
keln ihren Beitrag zu einer nachhaltigen 
und friedlichen Welt. Sie sind friedli-
chen Zielen verpflichtet und kommen 
ihrer besonderen Verantwortung für eine 
nachhaltige Entwicklung nach innen und 
außen nach. Das Nähere zur Umsetzung 
dieses Auftrags regelt die Grundordnung.“ 
Außerdem sieht er vor, dass Drittmittel 
und ihre Geber transparenter gemacht 
werden. Obwohl der Referentenentwurf 
eine Abkehr vom Modell der „unter-
nehmerischen Hochschule“ zumindest 
einleitet, kritisierte etwa der Arbeitskreis 
Zivilklausel der Uni Köln, dass zwar 
die „Zielbestimmung … in die richtige 
Richtung“ gehe, insbesondere aber die 
angedachten Maßnahmen zur inneren 
Demokratisierung und bedarfsgerechten 
Finanzierung der Hochschulen nicht aus-
reiche, damit „die Zielsetzung von Frieden 
und Nachhaltigkeit in den Wissenschaf-
ten voll realisiert“ werden könne.

Kritik kommt aber mit ganz anderer 
Heftigkeit auch aus einer anderen Rich-
tung und zeigt dabei, wie sehr sich die 
neoliberale Gedankenwelt der unterneh-
merischen Hochschule bereits in den 
Hochschulgremien und ihren Netzwerken 
durchgesetzt hat und wie sehr diese Uni-
versitäten nur noch als Dienstleister der 

Industrie verstehen. In der Woche nach 
Vorstellung des Entwurfs etwa schrieb 
der Vorsitzende der Hochschulrektoren-
konferenz, Horst Hippler, „[i]m Namen 
der Rektorinnen und Rektoren, der Präsi-
dentinnen und Präsidenten der deutschen 
Hochschulen“ einen offenen Brief an 
die Ministerpräsidentin und die Wissen-
schaftsministerin Nordrhein-Westfalens 
mit dem Vorwurf, der Entwurf schränke 
„in zentralen Punkten die Wissenschafts-
freiheit und Autonomie der Hochschulen 
in inakzeptabler Weise ein.“ Am 6. Januar 
legte die Vorsitzenden der Hochschulräte 
der Universitäten und Fachhochschulen 
des Landes Nordrhein‐Westfalen nach 
und wurden noch deutlicher. Darin wird 
die angestrebte Transparenz bei Dritt-
mitteln – die Voraussetzung jeder ansatz-
weise überprüfbaren Selbstverpflichtung 
zu Frieden und Nachhaltigkeit sind – als 
„Verlust der Wettbewerbsfähigkeit im 
wissenschaftlichen Bereich“ abgelehnt: 
„Kein Unternehmen wird Drittmittelauf-
träge in hoch kompetitiven Bereichen an 
Hochschulen vergeben, die verpflichtet 
sind, Themen und Auftraggeber schon bei 
Beginn der Forschungstätigkeit öffentlich 
bekannt zu geben“. Die Hochschulen in 
NRW würden dadurch „private Dritt-
mittelgeber verlieren, die ihre berechtig-
ten Firmeninteressen an Vertraulichkeit 
anderenorts besser gewährleistet sehen“. 
Das wäre besonders schmerzlich, weil 
„der Schulterschluss der Hochschulen mit 
Industrie und Wirtschaft … ein wesent-

licher Baustein für Innovation und wirt-
schaftlichen Erfolg“ sei.

Um die Qualität von Lehre und Studium 
geht es hingegen bezeichnender Weise in 
keinem der beiden Schreiben, allenfalls 
um deren wahrgenommenen „Rang“ im 
bundesweiten und internationalen Ver-
gleich, der durch die Abwanderung von 
Forschungsaufträgen und Wissenschaft-
ler_innen gefährdet sei. Letztlich bleibt 
diese neoliberale Standortlogik in beiden 
Briefen das zentrale vorgebrachte Argu-
ment. So schreibt Hippler etwa: „Die 
Möglichkeit der nordrhein-westfälischen 
Hochschulen, sich in einem national und 
international zunehmend wettbewerblich 
geprägten Umfeld zu positionieren, wird 
damit empfindlich eingeengt“. Die Vor-
sitzenden der von der Industrie durchsetz-
ten Hochschulräte warnen ebenfalls vor 
„negativen Folgen für die Wettbewerbsfä-
higkeit des Wirtschaftsstandortes NRW“, 
der „Schulterschluss der Hochschulen mit 
Industrie und Wirtschaft“ – für den die 
Hochschulräte exemplarisch stehen – sei 
gar „existentiell“ für „unser Land“. Inso-
fern ist dem Arbeitskreis Zivilklausel der 
Uni Köln durchaus zuzustimmen, wenn er 
in seiner Stellungnahme die Abschaffung 
des unternehmerischen Hochschulrates 
(„in Köln bspw. mit Vorstandsmitgliedern 
von Bayer und der Deutschen Telekom 
besetzt“) fordert.

Christoph Marischka

Hochschulräte und -Rektor_innen gegen Transparenz


